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Obwohl Homeoffice und mobiles Arbeiten bereits seit 
einigen Jahren feste Begriffe in der Arbeitswelt sind, 
erlebt die Thematik neuerdings eine regelrechte Renais-
sance. Angefangen mit dem Referentenentwurf des 
BMAS von Oktober 20201 und dem Versuch einen allge-
meinen Rechtsanspruch zu normieren, bis hin zur jüngs-
ten Corona-ArbSchV, die den Arbeitgeber* verpflichtet, 
seinen Beschäftigten anzubieten auch von zu Hause aus 
zu arbeiten. Die Lager der Befürworter und Kritiker 
indes scheinen gespaltener denn je zu sein.2 In den ver-
gangenen Monaten dürfte zumindest statistisch gesehen 
ein Drittel aller Beschäftigten eigene Erfahrungen mit 
und im Homeoffice gemacht haben.3 Als gelegentlich im 
Homeoffice Beschäftigter ist der Autor auch Teil dieser 
Statistik. Mannigfaltig wurde in den vergangenen Mona-
ten in der Literatur über Homeoffice und mobiles Arbei-
ten geschrieben. Wie die Verbreitung hinreichend ver-
deutlicht, lohnt sich ein Blick, was Homeoffice oder 
mobile Arbeit ist, welche Erscheinungsformen etabliert 
sind und in welchen Fällen ein Anspruch oder sogar eine 
Pflicht zum Homeoffice besteht. Um die Besonderheiten 
von Forschung und Lehre zu berücksichtigen soll der 
nachfolgende Aufsatz daher die Einführung von Home-
office oder mobiler Arbeit in Hochschulen und For-
schungseinrichtungen in den Blick nehmen.
I. Mobile Arbeitsformen
Telearbeit ist die einzige Form häuslicher Arbeit die in 
§ 2 Abs. 7 ArbStättV legal definiert ist. Telearbeit ist dem-
gemäß ein vom Arbeitgeber fest eingerichteter Bild-
schirmarbeitsplatz im Privatbereich der Beschäftigten, 
über eine mit den Beschäftigten vereinbarte wöchentli-
che Arbeitszeit und Dauer. Dabei liegt ein Telearbeits-
platz nach Satz 2 nur dann vor, wenn er arbeitsvertrag-
lich oder durch Vereinbarung festgelegt wurde und die 
Ausstattung mit Mobiliar, Arbeitsmitteln und Kommu-
nikationseinrichtungen durch den Arbeitgeber bereitge-
stellt und installiert wird. Daher liegt ein Telearbeitsplatz 
schon nicht mehr vor, wenn der Arbeitstisch dem Arbeit-
nehmer gehört.4
In der Praxis haben sich daher vielfältige Abweichun-
gen von der Telearbeit etabliert.
Arbeitet der Beschäftigte an mindestens zwei Ar-
beitsstätten im Wechsel, davon eine in seinem privaten 
häuslichen Umfeld, liegt alternierende Telearbeit vor.5 In-
formelle Telearbeit liegt darüber hinaus vor, wenn der Be-
schäftige flexibel zwischen den Arbeitsstätten wählen 
kann.6 Liegt die Arbeitsstätte weder im Betrieb noch im 
häuslichen Umfeld, wird von mobiler Arbeit gespro-
chen.7 De lege ferenda sollte nach dem Referentenent-
wurf des BMAS8 mobile Arbeit gemäß § 111 Abs. 1 S. 2 
GewO vorliegen, wenn Arbeitnehmer die geschuldete 
Arbeitsleistung regelmäßig unter Verwendung von In-
formationstechnologie außerhalb der Betriebsstätte ent-
weder von einem Ort oder von Orten ihrer Wahl oder 
von einem mit dem Arbeitgeber vereinbarten Ort oder 
Orten erbringen.9
Allen Formen von Homeoffice und mobiler Arbeit 
liegt jedenfalls eine Tätigkeit außerhalb der Betriebsstät-
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te durch (internetgestützte) Informationstechnologie 
und entsprechende Endgeräte zugrunde. Homeoffice 
und mobile Arbeit sind weiterhin, nach dem hier zu-
grundeliegenden Verständnis, Sammelbegriffe in Ab-
grenzung zur reinen Präsenzarbeit im Betrieb.
II. Anspruch des Beschäftigten
1. Gesetzliche Regelungen
a. Grundsatz
Mangels gesetzlicher Grundlage besteht kein allgemeiner 
Anspruch des Beschäftigten auf Homeoffice oder mobile 
Arbeit. Anders nach dem Referentenentwurf des BMAS 
vom Oktober 2020, der gemäß § 111 Abs. 2 S. 1 GewO 
einen Rechtsanspruch des Arbeitnehmers auf mobile 
Arbeit von bis zu 24 Tagen im Jahr vorsah. Ein neuerer 
Referentenentwurf sieht dagegen nur noch einen Erörte-
rungs- und Begründungsanspruch vor.10
b. Anspruch nach der Corona-ArbSchV
Im Rahmen der Bewältigungsstrategie der SARS-CoV-
2-Pandemie wurde seit den verschärften Maßnahmen ab 
November 2020 auch immer die Beschäftigung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Homeoffice 
empfohlen.11 Das BMAS hat am 21.01.2021 aufgrund von 
§ 18 Abs. 3 ArbSchG, § 5 Abs. 1 IfSG eine bis zum 15.3.2021 
befristete Corona-ArbSchV erlassen. Neuerdings wurde 
die Verordnung um Maßnahmen ergänzt und bis zum 
30.4.2021 verlängert.12 Bußgeldbewehrte Verstöße gegen 
die Verordnung werden wohl empfindlich geahndet.13 
Nach § 2 Abs. 4 HS 1 Corona-ArbSchV ist der Ar-
beitgeber verpflichtet seinen Beschäftigten anzubieten, 
in deren Wohnung zu arbeiten, wenn diese Büroarbei-
ten oder vergleichbare Tätigkeiten ausüben. Davon aus-
genommen sind „entgegenstehende betriebsbedingte 
Gründe“, § 2 Abs. 4 HS 2 Corona-ArbSchV. Weder der 
Verordnungstext noch dessen Begründung definiert 
welche Tätigkeiten der Verordnungsgeber damit be-
dacht hat. Das BMAS stellt auf seiner Homepage im 
Rahmen eines FAQ klar, dass Büroarbeit und vergleich-
bare Tätigkeiten „in der Regel […] unter Verwendung 
von Informationstechnologien von zu Hause aus erledigt 
werden können“14. Hinsichtlich entgegenstehender be-
triebsbedingter Gründe stellt das BMAS zudem weiter-
hin fest, welche Tätigkeiten regelmäßig nicht im Home-
office durchgeführt werden können. Insbesondere dann 
nicht, wenn die Betriebsabläufe sonst erheblich einge-
schränkt würden oder gar nicht aufrechterhalten wer-
den könnten. Beispielhaft werden die Entgegennahme, 
Bearbeitung und Verteilung von Post genannt. Daneben 
seien organisatorische oder technische Hindernisse, wie 
fehlende technische Ausstattung allenfalls ein vorüber-
gehender und kein dauerhafter betriebsbedingter 
Grund.
Die Anwendbarkeit des § 2 Abs. 4 Corona-ArbSchV 
auf Hochschulen und Forschungseinrichtungen kann 
daher nicht allgemein beantwortet werden. Vielmehr 
sind die jeweiligen Umstände abzuwägen. Sollte es zur 
Aufrechterhaltung des Forschungsbetriebs erforderlich 
sein, dass das Forschungsteam physisch zusammen-
kommt, lässt sich über einen betriebsbedingten Hinde-
rungsgrund nachdenken. Auch teure oder einmalige 
Arbeitsmittel können einem Homeoffice-Angebot ent-
gegenstehen. Dies gilt erst-recht, wenn durch die Über-
lassung des Arbeitsmittels an ein Teammitglied andere 
Teammitglieder ihrer Forschungstätigkeit nicht nachge-
hen können und daher der Betrieb gestört wird. Auch 
nennt das BMAS den Daten- und Betriebsgeheimnis-
schutz als entgegenstehenden Grund. Dies kann insbe-
sondere in Bereichen von Grundlagenforschungen oder 
Forschungsgebieten mit erhöhter Vertraulichkeit einer 
Beschäftigung im Homeoffice entgegenstehen.
Als grundsätzlicher Maßstab für entgegenstehende 
Interessen wird hier vorgeschlagen, sich an normierten 
Maßstäben für Forschung und Lehre zu orientieren. Der 
Bundesgesetzgeber hat die Besonderheiten von For-
schung und Lehre bei Abweichungen von der Arbeits-
zeit im Blick gehabt, § 14 Abs. 2 Nr. 2 ArbZG. Damit soll 
den Belangen der Forschung unter Abwägung des Ge-
sundheitsschutzes der Beschäftigten Rechnung getragen 
werden.15 Zwar müssen dabei die besonderen Belange 
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von Forschung und Lehre überwiegen, jedoch sind die 
Anforderungen hieran gering.16 Besondere Belange lie-
gen zum Beispiel vor, wenn eine längerdauernde Ver-
suchsreihe durchgeführt wird, ein Experiment nur un-
ter bestimmten Bedingungen zu einer Zeit durchgeführt 
werden kann oder ein erhöhter Arbeitsaufwand ent-
steht, der nur von bestimmten qualifizierten Beschäftig-
ten bewältigt werden kann.17 Zusammenfassend über-
wiegen dienstliche Belange dann, wenn aufgrund der 
individuellen Fähigkeiten des Beschäftigten und den äu-
ßerlichen Umständen der Forschungs- oder 
Lehrtätigkeit eine Beschäftigung im häuslichen Umfeld 
außer Betracht bleiben muss.
c. Anspruch nach den Gleichstellungsgesetzen
Öffentliche Arbeitgeber betreffend wird in der Literatur 
häufig auch von Ansprüchen auf Homeoffice oder mobi-
ler Arbeit nach den Gleichstellungsgesetzen gesprochen. 
Die Gemengelage unterschiedlicher Regelungen oder 
Nichtregelungen in den einzelnen Bundesländern ver-
bietet jedoch eine einheitliche Betrachtung. 
Zielsetzung der Gleichstellungsgesetze ist zunächst 
die Gleichstellung der Geschlechter und die Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf zu gewährleisten.18 
Zur Zielerreichung werden unterschiedliche Maßnah-
men vorgeschlagen. Allen gemeinsam ist mindestens das 
Angebot von Rahmenbedingungen, die Frauen und Män-
nern die Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Berufstä-
tigkeit erleichtern, soweit zwingende dienstliche Belange 
nicht entgegenstehen. Das kann im Einzelnen die Ge-
währung von Telearbeitsplätzen oder jedenfalls eine Be-
schäftigung im häuslichen Umfeld bedeuten.
Zunächst müssten Hochschulen und Forschungsein-
richtungen in die Geltungsbereiche der jeweiligen 
Gleichstellungsgesetze fallen. Die Gleichstellungsgesetze 
unterscheiden sich hier teilweise erheblich. Teilweise 
umfassen die Gleichstellungsgesetze alle öffentlichen 
Stellen oder Körperschaften des öffentlichen Rechts, wo-
runter auch (landes-)staatliche Hochschulen und öffent-
liche Forschungseinrichtungen fallen können.19 Zum 
Teil werden Hochschulen und Universitätsklinika auch 
ausdrücklich eingebunden.20 Andere Länder schließen 
hingegen Hochschulen und Universitätsklinika grund-
sätzlich in den Geltungsbereich ihrer allgemeinen 
Gleichstellungsgesetze ein, weisen aber auch auf gegebe-
nenfalls bestehende speziellere Regelungen in anderen 
Gesetzen hin. In Baden-Württemberg sind beispielswei-
se nach § 3 I 2 Nr. 3 ChancenG BW Hochschulen um-
fasst, soweit im Landeshochschulgesetz keine abwei-
chenden Regelungen getroffen werden. Allerdings wer-
den außeruniversitäre Forschungseinrichtungen21 ge-
mäß § 3 I 2 Nr. 2 ChancenG BW ausdrücklich 
ausgenommen.22 Mangels eigener Regelungen zur Te-
learbeit in den entsprechenden Landeshochschulgeset-
zen bleibt es daher bei den allgemeinen 
Gleichstellungsgesetzen.23
Auch die einzelnen Maßnahmen unterscheiden sich 
in Art und Umfang teilweise erheblich. Hinsichtlich der 
Art wird in den einzelnen Gesetzen überwiegend von 
Telearbeit, wohl i.S.v. § 2 Abs.  7 ArbStättV, gesprochen. 
Einige Länder sehen häusliche und mobile Arbeits-
plätze indes nicht als Maßnahme vor und beschränken 
sich zum Beispiel auf die Förderung von Teilzeitarbeits-
plätzen.24 In anderen Länder sollen im Rahmen der 
dienstlichen Möglichkeiten Telearbeitsplätze angeboten 
werden.25 Mehrheitlich wird dann über die Gewährung 
von Telearbeitsplätzen anhand familiärer Gründe der Be-
schäftigten und den dienstlichen Möglichkeiten als fa-
miliengerechte Arbeitsplätze entschieden.26 In Mecklen-
burg-Vorpommern soll Beschäftigten mit Familien- 
oder Pflegeaufgaben auf Antrag die Möglichkeit von Te-
learbeit bis zur Hälfte ihrer regelmäßigen Arbeitszeit 
eingeräumt werden, soweit dienstliche Interessen nicht 
entgegenstehen, § 13 S. 1 GlG M-V. Abweichend von 
§ 2 Abs.   7 ArbStättV begründet dies allerdings keinen 
Anspruch des Beschäftigten auf Bereitstellung der not-
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32 Ebd., Rn. 19, juris.
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37 Die Regelungsidee betreffend zum Beispiel auch § 2 Abs. 1 S. 2 Co-
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8.3.2021.
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wendigen Technologie, § 13 S. 2 GlG M-V. Im Einzelfall 
können die Voraussetzungen zur Teilnahme dienststellen-
intern weitergehend geregelt werden, § 13 S. 3 GlG M-V. In 
Rheinland-Pfalz erfolgt dagegen zum Beispiel nur der 
Hinweis, dass die Gewährung von Telearbeit nicht zu be-
ruflichen Nachteilen führen darf.27 
Einen allgemeinen Anspruch auf Homeoffice oder 
mobile Arbeit kann man den einzelnen Gleichstellungsge-
setzen hingegen wohl nicht entnehmen. Das BVerwG ent-
schied zur Rechtslage nach dem Bundesgleichstellungsge-
setz, dessen Regelungszweck im § 16 Abs. 1 S. 2 BGleiG 
n.F.28 zumindest mit denen der meisten entsprechenden 
Landesregelungen verglichen werden kann, dass kein all-
gemeiner Anspruch des einzelnen Beschäftigten auf Te-
learbeit besteht.29 Das BVerwG arbeitete aus der Norm 
eine 2-Stufen-Systematik heraus. Auf der ersten Stufe wird 
der öffentliche Arbeitgeber verpflichtet, Angebote zu 
schaffen, um dem Vereinbarkeitsziel nachzukommen.30 
Hieraus kann der einzelne Beschäftigte keinen Anspruch 
ableiten. Vielmehr liegt darin eine objektivrechtliche 
Pflicht der Dienststelle.31 Maßstab ist die Schaffung ar-
beitserleichternder Rahmenbedingungen. Solche müssen 
dem Wortlaut des § 15 BGleiG nur dann nicht geschaffen 
werden, wenn zwingende dienstliche Gründe entgegenste-
hen. Der strenge Wortlaut erlaubt daher nur Ausnahmen, 
wenn nach Schwere und Wahrscheinlichkeit von Nachtei-
len für den Dienstbetrieb Maßnahmen unerlässlich 
erscheinen.32
Auf der zweiten Stufe hat der öffentliche Arbeitgeber 
gemäß § 16 Abs. 1 S. 2 BGleiG „im Rahmen der dienstlichen 
Möglichkeiten“ Telearbeitsplätze auf Antrag des Beschäf-
tigten anzubieten. Im Gegensatz zu den Rahmenbedin-
gungen muss eine Versagung nicht von zwingenden 
dienstlichen Gründen getragen werden. Ob und in wel-
chem Umfang Telearbeit eingeführt wird, liegt daher letzt-
lich im pflichtgemäßen Ermessen der Dienststellen.33 
Zwar deute das Antragserfordernis des 
§ 16 Abs. 1 S. 1 BGleiG auf ein subjektives Recht hin, die 
Vorschrift soll aber nur klarstellen, dass Telearbeitsplätze 
nicht gegen den Willen des Beschäftigungen, sondern nur 
auf sein Verlangen hin geschaffen werden können.34 Wird 
eine Dienstvereinbarung geschlossen, die grundsätzlich 
für bestimmte Beschäftigtengruppen die Teilnahme an 
häuslichen oder mobilen Arbeitsplätzen ausschließt, ist 
dies zulässig, wenn diese Arbeitsplätze für  diese Arbeits-
formen ungeeignet sind.35 Die Entscheidung muss nur er-
messensfehlerfrei sein und plausibel begründet werden.36
Entgegenstehende dienstliche Belange sind in For-
schungseinrichtungen und Hochschulen jedenfalls auch 
das Interesse an vollständigen Forschungsteams, insbe-
sondere wenn die einzelnen Mitglieder hochspezialisiert 
sind und wenn nur dadurch ein Forschungsbetrieb auf-
rechterhalten werden kann. Weitere Beispiele für wissen-
schaftsspezifische dienstliche Interessen der Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen, die einer Telearbeit ganz 
oder teilweise entgegenstehen, sind etwa ortsgebundene 
Arbeitsmittel oder ortsgebundene Lehrtätigkeiten im 
Rahmen von aktuellen Präsenznotveranstaltungen, wie 
Präparierkursen oder fachpraktischen Veranstaltungen in 
bestimmten Fachbereichen.37
Im Übrigen finden auch hier die Überlegungen zur 
Corona-ArbSchVO Anwendung. (s.o. II 1 b.)
d. Anspruch schwerbehinderter Arbeitnehmer und die-
sen Gleichgestellten
Schwerbehinderte Arbeitnehmer und diesen Gleichge-
stellte haben gemäß § 164 Abs. 4 S. 1 SGB IX einen 
Anspruch auf behindertengerechte Beschäftigung. Das 
kann auch die Beschäftigung im Homeoffice einschlie-
ßen, wenn es dem Arbeitnehmer infolge der Behinde-
rung nicht möglich ist, in den Betrieb zu kommen. Dem 
kann ein Arbeitgeber nur entgegenhalten, dass die bean-
spruchten Maßnahmen unzumutbar sind, unverhältnis-
mäßige Aufwendungen zur Folge hätten oder staatliche 
beziehungsweise berufsgenossenschaftliche Vorschriften 
diese verhindern.38
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44 Im Einzelnen Müller, Homeoffice in der arbeitsrechtlichen Praxis, 
2. Aufl., 2020, Rn. 113 ff.
45 Vgl. Rieble, Picker, ZfA 2013, 383, 396.
46 Krieger, Rudnik, Povedano Peramato, NZA 2020, 473, 474 f.
47 Fischinger, Hengstberger, JA 2020, 561 f.
48 Vgl. BAG 19.5.2010 – 5 AZR 162/09, Rn. 27 f., juris.
49 Vgl. Oberthür, MDR 2015, 1269 mwN.
50 Günther, Böglmüller, ArbRAktuell 2020, 186, 187.
2. Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis
a. Rücksichtnahmepflicht
In bestimmten Konstellationen kann sich ein Anspruch 
auf Homeoffice oder mobile Arbeit aus § 241 Abs. 2 BGB 
ergeben, nach dem jede Partei des Arbeitsverhältnisses 
dazu angehalten ist Rücksicht auf die Interessen, Rechte 
und Rechtsgüter der anderen Partei zu nehmen.39
Für einen solchen Anspruch müssen zwei Vorausset-
zungen vorliegen. Zunächst muss der Arbeitnehmer, die 
durch das Weisungsrecht des Arbeitgebers nach § 106 S. 1 
GewO konkret bestimmte Arbeitsleistung nur im Home-
office erbringen können. Es muss also ein unüberwind-
bares Hindernis für die Leistung im Betrieb vorliegen.40 
Ein solches Leistungshindernis kann bestehen, wenn Ar-
beitnehmer ihre Kinder aufgrund pandemiebedingter 
Schließung ihrer KiTa betreuen oder nach §  30  Abs.  1 
S. 2 IfSG in häuslicher Quarantäne verbleiben müssen.41
Zum anderen muss der Arbeitnehmer in einem sol-
chen Fall die Beschäftigung im Homeoffice verlangen, 
das Hindernis mitteilen und einen Lösungsvorschlag für 
die Ausgestaltung des Homeoffice machen.42 
b. Arbeitsrechtlicher Gleichbehandlungsgrundsatz
Gruppen von Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage 
müssen bei Anwendung einer eigenen abstrakten Regel 
des Arbeitgebers gleichbehandelt werden, daher kann 
ein Arbeitnehmer bei willkürlicher Ungleichbehandlung 
auch einen Anspruch auf Homeoffice oder mobile Arbeit 
haben. Voraussetzung ist, dass eine selbst gewählte abs-
trakt-generelle Regelung des Arbeitgebers vorliegt, die 
vergleichbare Arbeitnehmer von einem Anspruch auf 
Homeoffice sachlich ungerechtfertigt ausschließt.43 Wer-
den innerhalb einer Laborgemeinschaft Arbeitnehmern 
aufgrund familiärer Verpflichtungen in der Pandemie-
zeit die Arbeit vom häuslichen Arbeitsplatz gewährt, den 
Single-Arbeitnehmern Homeoffice zur Aufrechterhal-
tung des Betriebs hingegen verwehrt, liegt zur Ungleich-
behandlung ein sachlicher Grund vor.
c. Betriebliche Übung
Hat der Arbeitgeber durch gleiches und wiederholtes 
Verhalten hinsichtlich Homeoffice oder mobiler Arbeit 
gezeigt, dass er auch in Zukunft daran gebunden sein 
will, kann auch aufgrund betrieblicher Übung ein 
Anspruch auf Homeoffice oder mobile Arbeit beste-
hen.44 Räumt beispielsweise eine Professorin ihren 
wissenschaftlichen Mitarbeitern stets und über Jahre 
hinweg ein, ihren Tätigkeiten auch in der allgemeinen 
Universitätsbibliothek oder von zuhause aus 
nachzugehen, kann sie diese Übung nicht grundlos 
aufgeben, indem sie verlangt, dass nur noch im Institut 
gearbeitet werden darf.
III. Einführung kraft Weisungsrechts des Arbeitge-
bers
1. Erweitertes Weisungsrecht
Durch den Arbeitsvertrag verpflichtet sich der Arbeit-
nehmer zur Verrichtung von Arbeitsleistungen nach 
einseitiger näherer Bestimmung des Arbeitgebers hin-
sichtlich des Ortes, der Dauer und des Inhalts, § 106 S. 
1 GewO. Damit könnte man meinen, dass der Arbeitge-
ber seinen Beschäftigten auch anweisen kann von 
zuhause aus zu arbeiten. Durch das Weisungsrecht 
kann der Arbeitgeber aber nicht über die grundrecht-
lich geschützte Wohnung des Arbeitnehmers verfügen, 
Art. 13 GG.45 Homeoffice kann daher grundsätzlich 
nicht durch einseitige Weisung angeordnet werden.46
Krisenfälle können allerdings zu einer Erweiterung 
des Weisungsrechts führen. Aus dem arbeitsvertragli-
chen Gebot zur Rücksichtnahme aus den §§ 241 Abs. 2, 
242 Abs. 1 BGB ergibt sich die Zustimmungspflicht des 
Arbeitnehmers zur vorübergehenden Leistung auch 
vertragsfremder Tätigkeiten, um gravierende Schäden 
abzuwenden.47 Solche Krisenfälle, zu denen auch eine 
Pandemie zu zählen ist, können daher auch dazu füh-
ren, dass das Weisungsrecht vorübergehend auf das 
häusliche Umfeld des Arbeitnehmers erweitert wird.48 
Das gilt erst recht dann, wenn nur im Homeoffice die 
Möglichkeit zur Leistungserbringung des Arbeitneh-
mers besteht.49 Im Falle einer Pandemie begründet die 
Gefahr der Infektion anderer Arbeitnehmer die Pflicht 
von Arbeitnehmern, mit typischen Krankheitssympto-
men oder solchen, die aus einem Risikogebiet zurück-
kehren, von zuhause aus zu arbeiten.50 Insbesondere ist 
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51 So z.B auch der Corona-Stufenplan der Universität Freiburg vom 
10.11.2020, abrufbar unter https://uni-freiburg.de/universitaet/
wp-content/uploads/sites/3/2020/10/Uni-Freiburg-Corona-Stu-
fenplan.pdf, zuletzt abgerufen am 9.12.2020, im Einzelenen dazu-
Morgenroth, Wieczorek, OdW 2021, 7 ff.
52 BeckOK GG,Kempen, 44. Ed. 15.8.2020, GG Art. 5, Rn. 199.
53 Im Einzelnen Müller, Homeoffice in der arbeitsrechtlichen Praxis, 
2. Aufl., 2020, Rn. 120 ff.
54 Im Einzelenen Löwisch, Kurz, BB 2020, 2804 ff.
55 So bereits Hahn, öAT 2018, 202.
56 So z.B. § 1 Abs. 5 S. 1 Dienstvereinbarung zur Telearbeit am hei-
mischen Arbeitsplatz der Universität Hohenheim vom 23.01.2017, 
abrufbar unter https://personalrat.uni-hohenheim.de/fileadmin/
einrichtungen/personalrat/pdf-dateien/Dienstvereinbarung_Te-
learbeit.pdf, zuletzt abgerufen am 14.3.2021.
57 Entsprechende Regelungen gelten in den Ländern, vgl. 
etwa §  70  I  Nr. 1 LPVG BW; Art. 69 Abs. 1 lit. a BayPVG; 
§ 62 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 HPVG; vertiefend Herget, BPersVG, 10. Aufl., 
2019, Synopse 04 zu § 68 Abs. 1 BPersVG.
58 Herget, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 68 Rn. 4.
59 Vgl. z.B. § 70 I Nr. 2 LPVG BW; Art. 69 Abs. 1 lit. b BayPVG; 
§ 62 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 HPVG.
60 Vgl. Herget, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 68 Rn. 7.
hierbei auch an eine dienstlich veranlasste Forschungs-
reise oder eine Lehrtätigkeit in Risikogebieten im Aus-
land zu denken.
2. Weisungsrecht und Wissenschaftsfreiheit
Eine Schranke findet das Weisungsrecht an der verfas-
sungsrechtlich garantierten Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 
Abs. 3 GG). Aktuell weisen viele Universitäten ihre 
Dozenten an, statt Präsenzlehre mindestens Onlinelehre 
anzubieten.51 Das greift insbesondere in die Wissen-
schaftsfreiheit in Gestalt der Lehrfreiheit ein. Aber auch 
die Wissenschaftsfreiheit findet ihre Grenze an anderen 
verfassungsrechtlich geschützten Rechtsgütern.52 
Relevant sind, insbesondere in Pandemiezeiten, vor 
allem die Gesundheit des Lehrpersonals sowie der Stu-
dierenden (Art. 2 II GG). Die widerstreitenden Rechts-
güter müssen dann im Einzelfall in Einklang gebracht 
werden. Kriterien für die Verhältnismäßigkeit der Be-
schränkung auf Online-Lehre können die Zugehörigkeit 
zu einer Risikogruppe, das tatsächliche Infektionsrisiko 
sowie die Möglichkeit und Wirksamkeit von Schutzmaß-
nahmen, als auch deren Aufwand sein. Aber auch der 
Unterschied zwischen der Lehre in den einzelnen Fach-
bereichen ist zu beachten. So kann die digitale Lehre ei-
nen Geisteswissenschaftler mitunter weniger beschwe-
ren als einen Naturwissenschaftler, der auf ein Labor und 
adäquate technische Ausstattung zur Durchführung sei-
ner Lehrveranstaltung angewiesen ist.
IV. Arbeitsvertragliche Regelung
Häufig wird die Einführung von Homeoffice oder mobi-
ler Arbeit nicht lediglich auf Verlangen einer Partei erfol-
gen, sondern Ergebnis einer schriftlichen Vereinbarung 
sein. Hier kann der Arbeitnehmer einer Beschäftigung in 
seiner Wohnung zustimmen. Die Parteien können auch 
den Umfang und die Dauer vereinbaren. Zudem können 
Kontrollrechte Gegenstand dieser Vereinbarung sein.53
V. Kollektivrechtliche Regelungen 
1. Tarifverträge
Die Einführung von Homeoffice und mobiler Arbeit 
kann auch durch tarifvertragliche Regelung erfolgen.54 
Der TVöD als auch der TV-L enthalten keine Regelun-
gen hierzu.55 Haustarifverträge einzelner Universitäten 
zur Regelung von Telearbeit oder Homeoffice sind dem 
Autor nicht bekannt. 
2. Dienstvereinbarungen
Häufiger finden sich Hochschulen und Forschungsein-
richtungen betreffend Dienstvereinbarungen zum 
Homeoffice oder mobiler Arbeit. Schaut man sich beste-
hende Dienstvereinbarungen dazu an, so fällt prima 
facie auf, dass regelmäßig kein Anspruch auf Homeoffice 
oder mobiles Arbeiten gewährt wird, sondern lediglich 
die Bedingungen zur Teilnahme an diesen geregelt wer-
den.56
Grundsätzlich hat der Personalrat gemäß 
§ 68 Abs. 1 Nr. 1 BPersVG57 das Recht, Maßnahmen zu 
beantragen, die der Dienststelle und den dort Beschäftig-
ten dienen. Der Personalrat kann daher anfragen, ob der 
Arbeitgeber Regelungen zum Homeoffice oder mobiler 
Arbeit treffen möchte. 58
Über die Überwachungsrechte gem. 
§ 68 Abs. 1 Nr. 2 BPersVG59 kann der Personalrat bei be-
reits eingeführtem Homeoffice oder mobiler Arbeit auch 
die Einhaltung von Vorschriften nach den Gleichstel-
lungsgesetzen oder den Datenschutzgesetzen 
überwachen.60
Homeoffice und mobile Arbeit können im Wechsel 
mit Präsenzarbeit Maßnahmen zur Hebung der Ar-
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61 Vgl. z.B. § 75 IV Nr. 14 LPVG BW; Art. 76 Abs. II Nr. 2 BayPVG; 
§ 74 I 2 HPVG.
62 Baden, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 76 Rn. 100.
63 So zum Beispiel in der Präambel zur Dienstvereinbarung über al-
ternierende Telearbeit der Humboldt-Universität zu Berlin vom 
26.8.2016, abrufbar unter https://vertretungen.hu-berlin.de/de/
gpr/dienstvereinbarungen/dv-telearbeit.pdf/at_download/file, zu-
letzt abgerufen am 9.12.2020.
64 Vgl. z.B. § 75 IV Nr. 15 LPVG BW; Art. 76 Abs. 2 Nr. 1 BayPVG; 
§ 81 Abs. 1 HPVG.
65 Baden, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 76 Rn. 118.
66 BVerwG 31.1.2008 – 2 C 31/06, Rn. 20, juris.
67 Vgl. z.B. § 75 IV Nr. 19 LPVG BW; Art. 76 Abs. 1 Nr. 10 BayPVG; 
§ 77 Abs. 3 HPVG.
68 Vgl. Baden, BPersVG, , 10. Aufl., 2019, § 76 Rn. 139.
69 Vgl. z.B. § 74 Abs. 2, 4 LPVG BW; Art. 75 Abs. 4 Nr. 1 BayPVG; 
§ 74 Abs. 1 Nr. 10 HPVG.
70 Witt, PersR 2018, 16 ff.
71 Vgl. z.B. § 75 Abs. 4 Nr. 12 LPVG BW; Art. 76 Abs. 2 Nr. 3 BayPVG; 
§ 74 Abs. 1 Nr. 16 HPVG.
72 Berg, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 75 Rn. 248 f. mwN.
73 Ebd., BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 75 Rn. 248 ff.
74 Vgl. z.B, § 75 Abs. 4 Nr. 11; Art. 75a Abs. 1 Nr. 1 Bayern; § 74 Abs. 1 
Nr. 17 Hessen.
75 Berg, BPersVG, 10. Aufl., 2019, § 75 Rn. 255.
76 Däubler, Digitalisierung und Arbeitsrecht, 6. Aufl., 2018, 
§ 2 Rn. 80.
77 Vgl. z.B. § 74 Abs. 2 Nr. 7, 8 LPVG BW; Art. 75 IV Nr. 8 Bayern; § 
74 I Nr. 6 Hessen.
78 Reusch, PersR 2020, 8 ff.
79 Binder, LPVG, 4. Aufl., 2019, § 75 Rn.138.
beitsleistung und Erleichterung des Arbeitsablaufs 
gem. § 76 Abs. 2 Nr. 5 BPersVG61 sein.62 Insbesondere, 
wenn die Beschäftigten zufriedener gestimmt werden 
und dadurch die Effizienz gesteigert werden soll.63 
Weiterhin kann der Personalrat gemäß 
§ 76 Abs. 2 Nr. 7 BPersVG64 über die Einführung grund-
legend neuer Arbeitsmethoden mitbestimmen. Eine Ar-
beitsmethode ist die Konzeption, auf der die Gliederung 
des Arbeitsablaufs und das Zusammenwirken der einzel-
nen Arbeitsschritte beruht.65 Jedenfalls Telearbeit ist da-
bei systematisch unter den Oberbegriff der Arbeitsme-
thoden zufassen.66 Arbeitsmethode umfasst dabei zu-
nächst nicht die Verrichtung der Arbeit von einem be-
stimmten Ort, sondern die Arbeitsumstände, die sich 
durch die neue Arbeitsumgebung ergeben. Denkbar er-
scheint, die Zuweisung eines Laptops mit Zugriff auf das 
Rechennetz des Arbeitgebers oder die Installation einer 
Telefonanlage im Homeoffice.
Auch zur Durchsetzung der tatsächlichen Gleichbe-
rechtigung kommt § 76 Abs. 2 Nr.10 BPersVG67, ähnlich 
den Regelungszwecken der Gleichstellungsgesetze, in 
Betracht. Insbesondere können Homeoffice oder mobile 
Arbeit zur Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätig-
keit beitragen.68
Nach § 75 Abs. 3 Nr. 1 BPersVG69 unterliegen der Be-
ginn, die Pausen und das Ende der Arbeitszeit der Mit-
bestimmung. Davon umfasst sind allerdings nur kollek-
tive Vereinbarungen. Wird Homeoffice individuell ver-
einbart, kann daher die Mitbestimmung ausgeschlossen 
sein.70 
Der Personalrat bestimmt gemäß 
§ 75 Abs. 3 Nr. 16 BPersVG71 über die Gestaltung der Ar-
beitsplätze mit. Dabei sind Arbeitsplätze nicht funktio-
nal zu verstehen, sondern räumlich, weshalb ein Arbeits-
platz auch das häusliche Umfeld des Beschäftigten um-
fassen kann.72 Die Beschäftigten sollen durch die Mitbe-
stimmung des Personalrats vor physischen oder 
psychischen Gefahren geschützt werden.73 
Ferner bestimmt der Personalrat hinsichtlich des Da-
tenschutzes nach § 75 Abs. 3 Nr. 17 BPersVG74 über die 
Einführung und Anwendung technischer Einrichtun-
gen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Beschäftigten zu überwachen.75 Notwendig 
ist hierzu, dass der Personalrat umfassend über die 
Hard- und Software sowie über die Verwendung von 
personenbezogenen Daten und die Möglichkeiten deren 
Verknüpfung informiert wird.76 
Schließlich entgrenzen Homeoffice und mobile Ar-
beit die Erwerbstätigkeit und Freizeit, daher sind auch 
Maßnahmen zur Verhütung von Dienstunfällen oder 
sonstigen Gesundheitsschäden nach 
§ 75 Abs. 3 Nr. 11 BPersVG77 mitbestimmungspflichtig.78
Auf Landesebene können darüber hinaus noch wei-
tergehende Personalratsrechte normiert sein. In Baden-
Württemberg hat der Personalrat zum Beispiel auf An-
trag des Betroffenen ein eingeschränktes Mitbestim-
mungsrecht über die Ablehnung von Telearbeit nach 
§ 75 Abs.  3 Nr. 4 LPVG (BW). Voraussetzung ist aller-
dings eine bestehende tarifvertragliche oder andere Ver-
einbarung zum Homeoffice oder mobiler Arbeit.79
Der Personalrat kann zur Einführung von Homeof-
fice und mobiler Arbeit in Hochschulen und For-
schungseinrichtungen Dienstvereinbarungen nur schlie-
ßen, wenn die jeweiligen in Betracht kommenden Mit-
bestimmungstatbestände dienstvereinbarungsoffen ge-
staltet sind, § 73 Abs. 1 BPersVG. Die einzelnen 
Bundesländer weichen hiervon teilweise ab. Einige Län-
der, angelehnt an das BetrVG, Dienstvereinbarungen für 
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80 So z.B. § 74 Abs. 1 Satz PersVG Berlin, § 62 Abs. 1 S. 2 BPersVG 
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i.V.m. § 80 Abs. 2, 81 Abs. 2 SaechsPersVG; § 72 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 
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Altvater, BPersVG, , 10. Aufl., 2019, § 73 Rn. 28 ff.
81 Altvater, BPersVG, , 10. Aufl., 2019, § 73 Rn. 28 mwN.
82 So z.B. Duisburg-Essen, Präambel, Dienstvereinbarung zur Te-
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tent/pe_oe/organisationsentwicklung/formular_und_dv_telear-
beit_1-0_stand_20140228.pdf, zuletzt abgerufen am 8.12.2020.
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am 9.12.2020.
84 Dienstvereinbarung über alternierende Wohnraum- und Telear-
beit an der Universität Regensburg in der Fassung vom 27.09.2019, 
§ 8 Haftung abrufbar unter https://www.uni-regensburg.de/ver-
waltung/medien/dokumente/telearbeit-dienstvereinbarung.pdf, 
28.2.2021.
85 Dienstvereinbarung zur Telearbeit an der Universität Heidelberg 
in der Fassung vom 1.7.2017, § 7 Arbeitsmittel abrufbar unter http://
www.zuv.uni-heidelberg.de/md/zuv/personal/entwicklung/telear-
beit/telearbeit_dienstvereinbarung.pdf, 28.2.2021.
86 § 8 Datenschutz, Dienstvereinbarung zur Telearbeit am heimischen 
Arbeitsplatz, Universität Hohenheim, 23.1.2017, abrufbar unter ht-
tps://personalrat.uni-hohenheim.de/fileadmin/einrichtungen/per-
sonalrat/pdf-dateien/Dienstvereinbarung_Telearbeit.pdf, zuletzt 
abgerufen am 8.12.2020; 
87 So Punkt 2, 4, 9 der Dienstvereinbarung zwischen der Universität 
Freiburg und dem Personalrat über die Einführung von „Tele- und 
Heimarbeit“ an der Universität Freiburg vom 1.1.2010.
88 Vertiefend zur Rechtslage im EU-Ausland, Wissenschaftliche Diens-
te Deutscher Bundestag, Alternierende Telearbeit, Az.: WD 6-3000-
112/16, S. 5 ff.
89 Grundlegend hierzu: Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD. 19. Legislaturperiode, Berlin 2018, S. 41, Zeile 1822 ff: Förde-
rung und Erleichterung von mobiler Arbeit.
stets zulässig halten, solange nicht andere Regelungen 
bereits bestehen.80 Andere Länder hingegen arbeiten, 
wie auf Bundesebene, mit enumerativen Mitbestim-
mungstatbeständen. In Baden-Württemberg kommen 
daher beispielsweise nur die §§ 74 Abs. 2, 4, 7, 8, 75 Abs. 
4 Nr. 11, 12, 14 , 15, 19 LPVG, in Bayern die Artt. 75 Abs. 4 
Nr. 1, 75a Abs. 1 Nr. 1, 76 Abs. 2 Nr. 1, 2, 3 BayPVG und in 
Hessen die §§ 74 I Nr. 2, 6, 10, 16, 17 HPVG in 
Betracht.81
In materieller Hinsicht werden, gleichlautend zu den 
Gleichstellungsgesetzen, Dienstvereinbarungen getroffen, 
um die Vereinbarkeit von Arbeit und Familie zu fördern.82 
Regelungsgegenstände sind häufig die Teilnahmevoraus-
setzungen83, die Haftung84, die Ausstattung85 und die Ein-
haltung des Daten- und Betriebsgeheimnisschutzes86. Ge-
rade im letztgenannten Bereich wirkt häufig ein unter-
schwellige Sorge hinsichtlich der Einführung und Durch-
führung von Telearbeit.87 Insbesondere bestehen 
Bedenken hinsichtlich der Handhabung von datenschutz-
rechtlich geschützten Informationen im häuslichen Um-
feld und die zuverlässige Erreichbarkeit von Kolleginnen 
und Kollegen im Homeoffice. Jüngere Dienstvereinbarun-
gen haben auch die Risiken der Informationstechnologie 
genau im Blick. Die Sorgen zur Funktionalität und Stabili-
tät der Erreichbarkeit ist, anders als noch bei älteren 
Dienstvereinbarungen, kaum noch spürbar.
VI. Ergebnisse
Zusammenfassend lässt sich folgendes feststellen:
1. Zurzeit besteht kein allgemeiner Anspruch auf die Ein-
führung von Homeoffice in Hochschulen und For-
schungseinrichtungen.88
2. Die Corona-ArbSchV begründet im Zweifel keinen 
Anspruch auf Homeoffice oder mobile Arbeit, wenn 
dienstliche Interessen entgegenstehen.
3. Die Gleichstellungsgesetze sehen überwiegend in 
Telearbeit eine Möglichkeit zur Förderung der Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und Beruf, regeln jedoch keinen 
konkreten Anspruch.
4. Im Einzelfall kann sich ein Anspruch auf Homeoffice 
oder mobile Arbeit aus dem Arbeitsverhältnis ergeben.
5. Sollte der Gesetzgeber de lege ferenda einen Anspruch 
auf Homeoffice oder mobile Arbeit schaffen,89 müssten 
jedenfalls die spezifischen Besonderheiten von Forschung 
und Lehre Berücksichtigung finden. Aus den Wertungen 
des § 14 II Nr. 2 ArbZG zeigt sich, dass der Gesetzgeber die 
Eigenarten von Forschung und Lehre im Blick hat.
6. Um mit den dienstlichen Interessen und einer Beschäf-
tigung im Homeoffice oder vom mobilen Arbeitsplatz aus 
abzuwägen, könnten sich in der Praxis Wechselmodelle, 
als Kompromiss zwischen vollständigem Homeofffice 
und reiner Präsenzarbeit, etablieren.
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